
Ausschüssen der Nationalen Front oder der Ständigen 
Kommission für Rechtspflege und Kriminalitätsvorbeu­
gung der Stadtverordnetenversammlung unterstehen 
sollten. Diejenigen, die die Aktivs in die Wohnbezirks­
ausschüsse eingliedern wollten, vertraten die Auffas­
sung, daß auch die Ausschüsse für bestimmte Auf­
gaben der Rechtspflege verantwortlich seien und daß 
die Aktivs jeweils in einem Wohnbezirk arbeiten. Es 
setzte sich dann jedoch die Ansicht durch, daß die 
Betreuung Gefährdeter und die Leitung dieser Aufga­
ben zu den staatlichen Kompetenzen gehört. So sind 
z. B. nach der VO vom 15. August 1968 die örtlichen 
Räte für den Abschluß von Vereinbarungen mit kri­
minell gefährdeten Bürgern verantwortlich; die Ver­
ordnung begründet ferner Aufgaben und Befugnisse, 
die ein gesellschaftliches Organ nicht wahrnehmen 
kann.
Die Betreuungsaktivs haben deshalb den Charakter 
ehrenamtlicher staatlicher Organe und unterstehen der 
Ständigen Kommission für Rechtspflege und Krimina­
litätsvorbeugung. Zweckmäßig ist es jedoch, wenn Mit­
glieder der Wohnbezirksausschüsse in den Aktivs mit- 
arbeiten, um eine Verbindung zu den Ausschüssen der 
Nationalen Front herzustellen. Diese Verbindung wird 
noch dadurch gefestigt, daß die Aktivs regelmäßig vor 
den Wohnbezirksausschüssen über 'ihre Tätigkeit be­
richten, so daß für die Arbeit der Nationalen Front 
Schlußfolgerungen gezogen werden können.
Den Betreuungsaktivs in den Wohnbezirken obliegt es,
— kriminell gefährdete Bürger zu betreuen, was ent­

weder durch die Mitglieder des Aktivs selbst oder 
durch andere geeignete Bürger geschieht;

— bei der Erziehung Gefährdeter eng mit den Betrie­
ben und Einrichtungen zusammenzüarbeiten;

— dem Rat der Stadt Vorschläge für den Abschluß 
von Vereinbarungen mit Gefährdeten zu unterbrei­
ten;

— die Betreuer in ihrer Tätigkeit zu unterstützen und 
positive Ergebnisse zu verallgemeinern;

— den Erziehungsprozeß der Gefährdeten regelmäßig 
einzuschätzen;

— einen Nachweis über die Arbeit mit den Gefähr­
deten zu führen;

— über die Beendigung der Betreuung der Gefährde­
ten zu beraten.

Die Betreuungsaktivs werden auf Grund eigener Wahr­
nehmungen und von Hinweisen des Rates der Stadt 
tätig. Gehen die Aktivs eigenen Feststellungen nach, 
dann prüfen sie in erster Linie, ob der betreffende 
Bürger als Gefährdeter erfaßt werden muß, leiten die 
Ergebnisse ihrer Prüfung dem Rat der Stadt zu und 
übernehmen nach der Erfassung die Betreuung des 
Gefährdeten. Aber auch auf anderem Wege, z. B. durch 
Informationen des Volkspolizeireviers oder der Be­
triebe, erhalten die Aktivs über den Rat der Stadt 
nach der Erfassung der Gefährdeten Kenntnis über zu 
betreuende Bürger ihres Wohnbezirks. Auch die Ver­
pflichtungen, die in den Vereinbarungen mit gefährde­
ten Bürgern enthalten sind, werden den Betreuungs­
aktivs übergeben, damit sie die Personen betreuen und 
die Einhaltung der Verpflichtungen kontrollieren können. 
Die Betreuungsaktivs führen die Aussprachen mit den 
gefährdeten Bürgern in der Regel gemeinsam mit Ver­
tretern der Betriebe durch. In einigen Fällen haben 
die Aktivs den Betrieben Empfehlungen für die Arbeit 
mit den Gefährdeten gegeben. Mitglieder der Aktivs 
werden auch in den Betrieben vorstellig, um sich über 
einen kriminell gefährdeten Bürger zu informieren. Bei 
Hausbesuchen lernen sie das familiäre Milieu kennen 
und beraten z. B. bei jugendlichen Gefährdeten mit den 
Eltern, wie diese nachhaltig auf ihr Kind einwirken 
können.

Folgendes Beispiel soll die Arbeitsweise eines Betreu- 
ungsaktivs illustrieren: Vor einigen Monaten kehrte 
ein Jugendlicher, der wegen Rowdytums verurteilt 
worden war, aus dem Strafvollzug in seinen Betrieb 
zurück. Während der Strafverbüßung hatte der Betrieb 
zu ihm gute Verbindung. Nach seiner Entlassung 
konnte der Jugendliche die Lehre fortsetzen. Bald da­
nach bereitete er jedoch nicht nur den Eltern Schwie­
rigkeiten, indem er sich umhertrieb, sondern lehnte auch 
gegenüber dem Betrieb den weiteren Besuch der Berufs­
schule ab. Gemeinsam mit Vertretern des Betriebes und 
mit den Eltern führte das Betreuungsaktiv des zustän­
digen Wohnbezirks Aussprachen mit dem Jugendlichen 
durch, stimmte mit dem Lehrausbilder und Betreuer 
weitere Erziehungsmaßnahmen ab und erreichte 
schließlich, daß der Jugendliche nach Wochen wieder 
zur Berufsschule ging. Es war zu erkennen, daß der Ju­
gendliche begriffen hatte, wie wichtig ein guter Lehrab­
schluß für seine weitere Entwicklung ist.
Beschäftigt sich das Betreuungsaktiv mit gefährdeten 
Jugendlichen, so wird sein Vorgehen mit dem Refe­
rat Jugendhilfe abgesprochen. So sind die Betreuungs­
aktivs der Wohnbezirke auch Stützpunkte der Jugend­
hilfe.
Mehrfach stellten Aktivs bei der Beschäftigung mit ge­
fährdeten Jugendlichen fest, daß Bedingungen der Ge­
fährdung in den Verhältnissen im Elternhaus zu suchen 
sind. Die Initiative einiger Aktivs führte in derartigen 
Fällen soweit, daß Verbindung zur Alkoholikerfürsorge 
auf genommen und sich z. B. der Vater eines gefähr­
deten Jugendlichen freiwillig einer Entwöhnungskur 
unterzog.

Zur Rolle der Arbeitsgruppe zur Betreuung gefährde­
ter Bürger bei der Ständigen Kommission für Rechts­
pflege und Kriminalitätsvorbeugung

Als Zentrum für die Koordinierung der Arbeit der Be­
treuungsaktivs in den Wohnbezirken wurde bei der 
Ständigen Kommission für Rechtspflege und Kriminali­
tätsvorbeugung eine Arbeitsgruppe zur Betreuung ge­
fährdeter Bürger gebildet, die auch beratend gegenüber 
der Fachabteilung Inneres wirkt.
Dieser Arbeitsgruppe obliegt es,
— den Aktivs in den Wohnbezirken Hinweise für die 

Betreuung von Gefährdeten zu geben sowie Erfah­
rungen der Aktivs auszuwerten und zu verallgemei­
nern ;

— über den Abschluß von Vereinbarungen mit gefähr­
deten Bürgern, über die Erteilung von Auflagen an 
solche Bürger durch die Abteilung Inneres und 
über die Einleitung von Maßnahmen zur fachärzt­
lichen Heilbehandlung zu beraten;

— über den Wegfall der Betreuung Gefährdeter zu be­
raten;

— mit asozialen Bürgern Aussprachen zu führen und 
Empfehlungen für Maßnahmen zu ihrer Erziehung 
zu geben;

— Anträge der Abteilung Inneres an die Schiedskom­
missionen oder Anzeigen an die Volkspolizei gegen 
Bürger, die aus Arbeitsscheu keiner geregelten Ar­
beit nachgehen und die öffentliche Ordnung gefähr­
den, zu behandeln;

— Kontrollen in den Betrieben und Einrichtungen 
über die Arbeit mit Gefährdeten, über die Wieder­
eingliederung Strafentlassener und über die Erzie­
hung der auf Bewährung Verurteilten vorzunehmen.

Neben Vertretern der Fachorgane Inneres, Gesundheits­
und Sozialwesen sowie Jugendhilfe wirken in dieser 
Arbeitsgruppe ein Arzt, ein Psychologe, ein Pädagoge, 
ein Jurist, ein Kriminalist, der Leiter der Kommission 
Jugendhilfe und andere Fachkräfte mit 
Die Arbeitsgruppe nimmt heute eine zentrale Stellung 
im Betreuungssystem der Stadt ein. Alle Informationen,

349


